
 

 
 

Fraktionsvorlage 

Vorlage-Nr.: 0547-2016/DaDi  
Aktenzeichen: 031-016 
  
Fachbereich: Fraktion der CDU 

Helfmann, Carsten 
Beteiligungen:  

  
Produkt: 1.01.01.02 Gremienmanagement 
  
Beschlusslauf: Nr. Gremium Status Zuständigkeit 

 1. Haupt- und Finanzausschuss Ö Zur vorbereitenden 

Beschlussfassung 

 2. Kreistag Ö Zur abschließenden 

Beschlussfassung 
 

  
Betreff: Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2017 - Reduzierung der Kreisumlage - 

Änderungsantrag der CDU 
  

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

 

Die Haushaltssatzung des Landkreises Darmstadt-Dieburg wird in § 5 Umlagen und Hebesätze wie 

folgt geändert: 

 

a) Kreisumlage             35,14 % statt 35,87 % im Entwurf 
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Begründung: 

 

Aufgrund des „Alsfeld-Urteils“ wurde der Kommunale Finanzausgleich zwischen Land-Landkreis 

und Kommunen durch das Land Hessen mit dem KFA 2016 neu geregelt. 

 

Die Gesamtsumme der Hebesätze für Kreis- und Schulumlage sind in den hessischen Landkreisen 

sehr unterschiedlich. Mit 49,52 % hat der Landkreis Waldeck-Frankenberg den niedrigen 

Gesamtsatz und der Hochtaunuskreis mit 55,10 % die höchsten Hebesätze in Hessen. 

Der Durchschnittssatz der 21 Landkreise in Hessen beträgt 52,71 %. Der Landkreis  Darmstadt-

Dieburg liegt mit einem Gesamthebesatz von 53,46 % (0,75 % über dem Durchschnittssatz) auf 

Platz 15 von 21. 

 

Der Hessische Städte- und Gemeindebund hat in seinem Schreiben vom 25.10.2016 folgende 

Aussage getroffen: 

 
 

Bei einer Reduzierung auf 52 % würde sich die Kreisumlage um 5.722.464,00 € reduzieren. Aus 

einem Haushaltsüberschuss 2017 würde dann ein Fehlbetrag von 544.293,00 € entstehen. 

 

Daher beantragt die CDU-Fraktion eine Kompromisslösung! 

 

Aktueller Satz                                   53,46 % 

Max. Höhe laut HSGB                            52,00 % 

Überschreitung                                     1,46 % 

 

Kompromissvorschlag         nur    + 0,73 %            

 

Diese geringe Belastung würde unsere 23 Städten und Gemeinden bei den örtlichen 

Konsolidierungsmöglichkeiten unterstützen. 
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